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Die beiden großen Volksparteien haben Ende 
2007 neue Grundsatzprogramme verabschie-
det. Eine Analyse zeigt, dass die Parteien der 
Großen Koalition, im wahrsten Sinne des 
Wortes grundsätzliche Unterschiede zeigen:

Die CDU ist die große Volkspartei der Mitte,
die konservative, liberale und christlichsoziale 
Strömungen in sich vereint. „Die Christlich De-
mokratische Union Deutschlands wendet sich 
an alle Menschen in allen Schichten und Grup-
pen unseres Landes. Unsere Politik beruht auf 
dem christlichen Verständnis vom Menschen 
und seiner Verantwortung vor Gott. Dabei 
wissen wir, dass sich aus christlichem Glauben 
kein bestimmtes politisches Programm ablei-
ten lässt.“ (Z. 1 u. 2) 

Die SPD versteht sich auch heute noch als „lin-
ke Volkspartei“. (Kap. 2) 

Das gesellschaftliche Leitbild der CDU 
ist die Chancengesellschaft, die Freiheit 
und Sicherheit der Menschen miteinander 
verwirklicht. (Kap. I, 2 u. II, 2) Politik muss für alle 
Menschen Chancen offenhalten. Und sie muss 
Bedingungen schaffen, dass Menschen befähigt 
werden, diese Chancen zu nutzen. Dabei ist 
wesentlich, dass die Herkunft nicht über die 
Zukunft entscheiden darf. (Z. 92) Die CDU 
will gesellschaftlichen Zusammenhalt – auch 
und gerade als Nation, durch Patriotismus und 
die gemeinsame Anerkennung der Leitkultur 
in Deutschland. (Z. 31-37) „Unsere Politik für 
Deutschland zielt auf eine Gesellschaft, die 
jedem Freiheit sichert und alle im Bewusstsein 
ihrer Zusammengehörigkeit verbindet.“ (Z. 27) 

Das Gesellschaftsideal der SPD ist noch 
immer der längst gescheiterte „demokratische 
Sozialismus“. Sie beruft sich gar auf die 
„marxistische Gesellschaftsanalyse“. (Kap. 
2) Dahinter verbirgt sich ein Weltbild des 
Klassenkampfes und ein Denken vom Kollektiv 
und vom Staat her. Der Staat erscheint als 
mächtige Regulierungsmaschinerie, die überall 
eingreifen soll. Das „neue Leitbild“ der SPD ist 
das alte: der Staat. (Kap. 3.7) 

Die CDU bekennt sich klar zu Ehe und Familie 
als Fundament unserer Gesellschaft. „Familie 
ist überall dort, wo Eltern für Kinder und Kinder 
für Eltern dauerhaft Verantwortung tragen.“ 
(Z 68) Zur Familie gehört Elternschaft. Und 
wir sagen deutlich: „Die Ehe ist unser Leitbild 
der Gemeinschaft von Mann und Frau. Sie ist 
die beste und verlässlichste Grundlage für das 
Gelingen von Familie.“ (Z. 70) 

DER UNTERSCHIED IST PROGRAMM

CDU UND SPD IM VERGLEICH
Für die SPD ist Familie überall dort, „wo Kinder 
sind und wo Lebenspartner oder Generationen 
füreinander einstehen.“ Von Elternschaft 
ist hier nicht die Rede. Aber wenn Familie 
nichts mehr mit Elternschaft zu tun hat, wird 
sie letztlich zu einer beliebigen Form der 
Wohngemeinschaft und der Kühlschrank wird 
zum verbindenden Element. Die SPD kennt die 
Ehe nur als „gesellschaftliche Wirklichkeit“. 
Von ihrem besonderen Schutz ist nicht die 
Rede. (Kap. 3.8) 

Für die CDU geht es darum, „echte Wahlfreiheit 
zu schaffen, damit Eltern entscheiden 
können, ob und wie sie Familie und Beruf 
miteinander vereinbaren“. (Z. 78) Angebote zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bleiben 
Angebote.

Die SPD verharrt in der alten Denke –im 
Grundsatzprogramm wie im Regierungsalltag: 
Erziehung in der Familie wird nicht gewürdigt
und schon gar nicht gefördert. 

Die CDU hält am erfolgreichen gegliederten
Schulsystem grundsätzlich fest. „Jeder Schüler 
kann etwas und hat eine Schule verdient, die es 
schafft, seine Stärken zu stärken.“ (Z. 98) 

Leitbild der SPD-Schulpolitik bleibt die Ein-
heitsschule, das „gemeinsame Lernen“ aller 
Schüler in der „Ganztagsschule“. (Kap. 3.8) 

Für die CDU hat der Staat im Blick auf die 
Wirtschaft die Aufgabe, die „Unternehmen 
durch optimale Rahmenbedingungen zu 
fördern“. (Z. 163) Der Ordnungsrahmen der 
Wirtschaft muss dem Leistungsprinzip und 
dem Grundsatz der Subsidiarität entsprechen. 
Da wir „auf die Fähigkeit und die Bereitschaft 
der Bürgerinnen und Bürger vertrauen, ihre 
Angelegenheiten selbst in die Hand zu nehmen“ 
(Z. 29), wollen wir Tarifpartnern und Betrieben 
Freiräume für mehr eigenverantwortliche 
Entscheidungen eröffnen. Wir sind gegen 
staatlich vorgegebene Einheitslösungen, wo 
der Staat nichts zu suchen hat. (Kap. V, 3) 

Für die SPD ist es eine der Kernbotschaften, 
dass der Staat in die Wirtschaft eingreifen
muss. So muss er in der Wirtschaft die Gleich-

berechtigung von Mann und Frau „gesetzlich“ 
(Kap. 3.4) durchsetzen. Der Staat soll 
regulierend in die Gehaltsfindung und 
Einkommensverteilung eingreifen (Kap. 2).

Die CDU will ein Steuersystem nach den 
Prinzipien: „einfach, niedrig, gerecht“ (Z. 217), 
und tritt dafür ein, das „Ehegattensplitting 
zu einem Familiensplitting zu erweitern“: 
„Familien mit Kindern müssen steuerlich besser 
gestellt sein als Kinderlose.“ (Z. 85) 

Die SPD treibt vor allem die Sorge um, dass 
der Staat genug Geld hat, um Gesellschaft 
zu gestalten. Im mer wieder wird suggeriert, 
dass Leistungsfähige nicht genug beitragen. 
Steuerpolitik soll vor allem „Ungleichheit 
begrenzen“. (Kap. 3.5) „Mehr Gleichheit“ als 
steuerpolitisches Ziel der SPD zeigt: Für die SPD 
ist Umverteilung nicht Mittel zu dem Zweck, in 
die Zukunft zu investieren und Solidarität zu 
organisieren, sondern in erster Linie Zweck an 
sich selbst. 

Für die CDU ist „Deutschland Integrationsland“. 
(Kap. VII, 3) Wir sagen, worauf es ankommt: 
Es geht darum, die bei uns lebenden 
Zugewanderten und ihre Kinder besser in 
unsere Gesellschaft zu integrieren. Das 
„Integrationsland Deutschland“ will fordern 
und fördern, dass sich die Hierherkommenden 
auf den Boden unserer gemeinsamen Leitkultur
stellen und bei uns heimisch werden. Die CDU 
spricht sich gegen „Parallelgesellschaften“ 
aus. Für uns ist die Einbürgerung „Ausdruck 
eines erfolgreichen Integrationsprozesses“. 
(Z. 307) Für die SPD ist „Deutschland 
Einwanderungsland“.

Sie plädiert für die Möglichkeit der 
Mehrstaatlichkeit und für ein kommunales 
Wahlrecht auch für Ausländerinnen und 
Ausländer, die nicht aus EU-Staaten kommen. 
(Kap. 3.3) 

Die CDU entwirft eine Außenpolitik auf der 
Basis der transatlantischen Partnerschaft. (Z. 
312, 337, 346) Neben unseren gemeinsamen 
Werten sind für uns auch unsere nationalen 
Interessen Maßstab außenpolitischen 
Handelns. (Z. 341, 342) 

Bei der SPD offenbaren Formulierungen die 
Distanz zu den Vereinigten Staaten: „Wir 
bekennen uns zum Multilateralismus.“ (Kap. 
3.1) Für die SPD gilt: „Wir müssen gleiche Nähe 
haben zwischen uns und Amerika einerseits, 
uns und Russland andererseits.“ (Peter Struck, 
FAS 6.5.2007) 

Unterschied Volkspartei

Unterschied  Gesellschaftsbild

Unterschied  Familienbild

Unterschied Wirtschaft

Unterschied Integration

Unterschied  Familienbild

Unterschied Steuerpolitik

Unterschied  Bildung 

Unterschied  Erziehung
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Becks SPD und Lafontaines Linkspartei 
überbieten sich seit Monaten mit immer 
größeren sozialen Heilsversprechen. Auf 
diesen Eiertanz darf sich die Union nicht 
einlassen. Wir dürfen nicht jeden Meter 
nachrücken, den die SPD an den linken 
Rand und in den Populismus abdriftet. Wir 
müssen die Mitte breit ausfüllen und uns 
dabei auf unsere konservativen, liberalen 
und christlich-sozialen Wurzeln besinnen.

So einfach, wie die politische Linke die 
Welt macht, ist sie nicht. Als Partei der 
sozialen Marktwirtschaft müssen wir den 
Menschen verdeutlichen, dass es nicht 
nur um Verteilung geht, sondern dass 
Wohlstand auch erarbeitet werden muss. 
Natürlich - wer sich nicht selbst helfen 
kann, dem muss die Gemeinschaft helfen. 
Das ist unser Verständnis von christlich-
sozialer Verantwortung. Ich vermisse in 
der aktuellen Debatte jedoch auch Begrif-
fe wie Leistung, Wettbewerb, Freiheit und 
Eigenverantwortung.

Statt einen Wettbewerb um vermeintli-
che Wohltaten zu führen, darf die Politik 
die normalen Arbeitnehmer nicht aus den 
Augen verlieren. Sie sind es, die für den 
Aufschwung in unserem Land sorgen. 
Wer arbeitet, wer sich jeden Morgen aus 
dem Bett quält, darf aber am Ende nicht 
der Dumme sein. Die Menschen müssen 
das Gefühl haben, dass sich Leistung 
lohnt. Das geht nicht mit einer leistungs-
feindlichen, nur auf Umverteilung aus-
gerichteten Ideologie der Linken, die zur 
Gleichmacherei auf niedrigem Niveau 
führt.

Wenn jemand Leistung erbringt und für 
die Gesellschaft Werte schafft, dann soll 
das auch honoriert werden. Das gilt für 
den Facharbeiter und die Krankenschwe-
ster, aber auch für den Vorstandsvorsit-
zenden. Wer ein Unternehmen erfolgreich 
steuert und Verantwortung für Zehntau-
sende Mitarbeiter übernimmt, der soll 
auch am Erfolg beteiligt werden. Nur ei-
nes geht natürlich nicht: Den Karren vor 
die Wand zu fahren, Leute rauszuwerfen 
und trotzdem Prämien oder hohe Abfin-
dungen zu kassieren. Solche Exzesse darf 
es nicht geben. 

WER ARBEITET,
DARF NICHT DER

DUMME SEIN
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DAS NEUE MAGAZIN

Seit dem 01.01.2008 ist sie nun eingeführt, 
die lange umstrittene, so genannte „Umwelt-
zone“ in Berlin. Nach einer Vorgabe der EU 
zur Luftreinhaltung hatte der  Berliner Senat 
Mitte 2007 sein Konzept für die Einführung 
einer „Umweltzone“ vorgestellt und willkür-
lich eine Grenze entlang des inneren S-Bahn-
ringes gezogen. Innerhalb dieser Linie dürfen 
nunmehr nur noch Fahrzeuge betrieben wer-
den, die den strengen EU-Abgasnormen ent-
sprechen.

„UMWELTZONE“ EINGEFÜHRT:
KRITIK EBBT NICHT AB

HENKEL REDET KLARTEXT



Das war 2007
1. Weit über 300 Mitglieder diskutierten
auf dem Mitglieder-Kongress zum Thema 
„Finanzen sanieren – Politik gestalten. 2.
Strahlende Gesichter nach der Wahl des Lan-
desvorsitzenden (Frank Henkel, Ingo Schmitt 
und Friedbert Pflüger) 3. Gedenken zum 
17. Juni 4. Zur  Wiederwahl ein Geschenk 
von Generalsekretär Frank Henkel 5. Wolf 
Biermann (l.) wird mit Hilfe der CDU und Dr. 
Uwe Lehmann-Brauns (r.) Ehrenbürger Berlins   
6. Bundesparteitags-Plausch (Frank Henkel, 
Ministerpräsident Peter Müller, Ingo Schmitt)   
7. Das Union-vor-Ort-Mobil (UvO) wird in 
Dienst gestellt 8. Auch beim CSD wird für 
Tempelhof geworben 9. „Den Opfern Namen 
geben“ am 13. August vor dem Brandenburger 
Tor 10. „Wie gerecht ist unsere Gesellschaft“ 
- Kleiner Landesparteitag (Friedbert Pflüger, 
Ministerpräsident Dieter Althaus, Ingo 
Schmitt) 11. Am Rande des Mitglieder-Kon-
gresses Ingo Schmitt und Ministerpräsident 
Georg Milbradt 12. CDU-Lotsen-Westen für 
die Kampagne zum Volksbegehren 13. Das 
Volksbegehren beginnt (Peter Rzepka, Frank 
Henkel, Friedbert Pflüger, Ingo Schmitt)
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2007 war ein spannendes Jahr für Berlin und 
die CDU. Der Landesparteitag im Mai hat 
gezeigt, dass die Partei geschlossen ist und 
sich mit vereinten Kräften den Herausforde-
rungen einer soliden und verlässlichen Oppo-
sitionsarbeit stellt. Für den in 2007 mit großer 
Mehrheit wiedergewählten Landesvorsitzen-
den Ingo Schmitt war das vergangene Jahr 
ein erfolgreiches für die Berliner CDU. Im 
Gespräch mit der Berliner Rundschau gibt er 
einen positiven Ausblick auf 2008. 

CDU-CHEF

INGO SCHMITT:
EIN JAHR VOLLER

PERSPEKTIVEN

„Das Thema Gerech-

tigkeit wird von der 

Berliner Union auch 

in 2008 weiter 

behandelt werden“ 
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Die Umfragen haben es beharrlich bestätigt. 
Dreiviertel der Berlinerinnen und Berliner ist 
für die Offenhaltung Tempelhofs und etwa 
die Hälfte davon ist entschlossen auch zur 
Abstimmung zu gehen. Jetzt wird die Zeit 
langsam knapp.

45 Jahre war sie verschwunden – vermisst ha-
ben dürften sie wohl nur die Wenigsten.  Nun, 
seit sie offiziell am 2. Oktober 2007 von der 
Stiftung Denkmalschutz an die Humboldt-
Universität übergeben wurde, merkt man, 
dass sie tatsächlich gefehlt hat – die Pergola 
am Alten Palais unter den Linden.

BERLINER BLICK

NEUER CDU-INTERNET-AUFTRITT

MITGLIEDERBILDER GESUCHT

CDU-KAMPAGNE

GEHT IN ENTSCHEIDENDE RUNDE
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Sparen Sie Geld!
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Das Angebot exklusiv für 
 CDU Mitglieder:
 Warum sparen Sie Geld 
 bei HDI?

Telefon  0180 2 703703*
Telefax  030 3204-455

HDI

SCHLUSS MIT

DULDUNGSPÄDAGOGIK
„Scheiß Deutscher“. Ein Zitat das 
für Empörung sorgt. Doch wäre 
der 76-jährige Münchner Rentner 
nur derart beleidigt und anschlie-
ßend bespuckt worden, hätte der 
Vorfall wohl nicht die aktuelle 
Medienpräsenz bekommen. Nach 
dem der Rentner einen 17-jäh-
rigen Griechen und einen 20-jäh-
rigen Türken aufgefordert hatte 
in der U-Bahn nicht zu rauchen, 
wurde er verfolgt und brutal zu-
sammengeschlagen.
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Bis zum 14. Februar haben die 
Berlinerinnen und Berliner Zeit, 
ihre Unterschrift für den Erhalt des 
City-Airports abzugeben. In der 
Bevölkerung gibt es große Zustimmung 
und freundliche Aufgeschlossenheit 
– das erfahre ich bei unzähligen 
Begegnungen: bei Hausbesuchen im 
Wahlkreis, bei vielen Aktionen auf den 
Straßen, an Canvassingständen und vor 
Bürgerämtern.

Bei einigen Unentschlossenen ist jedoch auch 
Verunsicherung zu spüren. Sie zögern, weil 
die geplante Schließung 2008 von Senat und 
Regierungskoalition als scheinbar alternativlos 
dargestellt wird. Mit einigen der immer 
wiederkehrenden Argumente möchte ich mich 
hier auseinandersetzen.

Behauptung Rot-Rot: Nur die 
„Bosse“ landen in Tempelhof, 
nur sie profitieren.

 Falsch! Gerade Geschäftsflieger 
bringen Geld in die Stadt. Namhafte 
Investoren sind bereit, den gesamten 
Komplex inklusive Flugbetrieb zu 
übernehmen. Sie wollen 350 Mio. 
Euro in ein Gesundheitszentrum 
für jährlich 120.000 Patienten in   
vestieren, gleichzeitig 1.000 neue 
Arbeitsplätze schaffen. Davon pro-
fitiert unsere ganze Stadt. Wer 
solche Zukunftsaussichten einfach in 
den Wind schlägt, muss schon sehr 
überzeugende Alternativen anbieten. 
Der Senat hat jedoch keine Ahnung, 
wie es nach der Schließung auf dem 
riesigen Gelände weitergehen soll. 
Vorschläge wie die Einrichtung einer 
Skaterbahn oder eines Baseball-Feldes 
senden die falschen Signale aus. Alles 
schön. Aber Berlin braucht keine 
weiteren Parks, sondern Investitionen 
und Arbeitsplätze.

Behauptung Rot-Rot: 
Tempelhof muss 2008 
geschlossen werden, um 
BBI nicht zu gefährden.

 Falsch! Tempelhof kann Ende Oktober, 
so wie es Rot-Rot will, geschlossen 
werden. Nirgends steht allerdings, 
dass dann geschlossen werden muss.
Kein Gutachten, auch keines von 
Wowereit, fordert eine Schließung 
im Oktober 2008. Im Gegenteil: Alle 
sagen, dass Tempelhof mindestens bis 
zur Eröffnung von BBI offen bleiben 
kann. Doch Wowereits autoritäre 
Arroganz – auch gegenüber dem Bund 
– verhindert bisher eine vernünftige 
Lösung. Die Wahrheit ist: Tempelhof 
entlastet BBI!

Behauptung Rot-Rot: Der 
Flughafen Tempelhof ist ein 
Millionengrab.

 Falsch! Das Gegenteil ist der 
Fall. Der Bund hatte angeboten, 
die Betriebskosten während der 
Offenhaltung des City-Airports min-
des tens bis zur Eröffnung von BBI zu 

übernehmen. Durch die Ablehnung 
des Angebotes trägt Wowereit 
allein das Risiko, dass die Berliner 
mit Hunderten Millionen Euro für 
Schließung, Unterhalt, Wachschutz, 
Denkmalpflege, Säuberung, 
Altlastensanierung usw. belastet 
werden. Allein 43 Mio. Euro sollen 
laut Flughafengesellschaft jährlich für 
die Instandhaltung des Gebäudes und 

Geländes anfallen. Macht in 10 Jahren 
knapp eine halbe Milliarde Euro. Wird 
also Tempelhof geschlossen, bedeutet 
dies riesige Kosten für Berlin, während 
die Einnahmen aus dem Flugbetrieb 
entfallen.

Behauptung Rot-Rot: Die 
Tempelhof-Befürworter sind 
Nostalgiker.

Falsch! Sind die rund 75 Prozent 
der Berlinerinnen und Berliner, die 
laut Umfragen für die Offenhaltung 
Tempelhofs sind, wirklich alles 
„Ewig gestrige“, wie Herr Wowereit 
sagt? Wir sagen nein. Wir denken 
an die Zukunft unserer Stadt, 
wenn wir fordern, Tempelhof als 
Flughafen für Geschäfts- und Privat-
flugverkehr offen zu lassen. Dieser 
Verkehrsbereich hat jährliche Wachs-
tumsraten von 20 Prozent. Der City-
Airport ist ein Standortvorteil unse-
rer Stadt, der Investitionen und 
Arbeitsplätze garantiert. Wer einen 
solchen Flughafen schließen will, glaubt 
nicht an die Zukunft unserer Stadt.

Wir bitten alle Berliner: Unterschreiben Sie 
schnell in einem der Bürgerämter für die 
Zukunft des Flughafens Tempelhof und die 
Zukunft Berlins! Wer meint, seine Unterschrift 
ändere sowieso nichts, weil der Senat von 
seiner trotzigen Haltung nicht abrücken wird, 
dem sei gesagt: Wenn wir es schaffen, 170.000 
Unterschriften für den Erhalt zusammen zu 
bekommen, kann Herr Wowereit das nicht 
ignorieren!

PFLÜGER: „PRO TEMPELHOF“ 
AUF DER ZIELGERADEN



Über 550 registrierte Fälle von 
Kindesmisshandlungen in Berlin 
stellte das Bundeskriminalamt 
fest. Erschreckend bei dieser Sta-
tistik: Dies sind deutlich mehr als 
im Bundesdurchschnitt. Außer-
dem zeigt die Statistik, dass die 
Zahl der Fälle in der Hauptstadt 
seit Jahren ansteigt. 

KINDESMISSHANDLUNGEN:
FRÜHERKENNUNGS-UNTERSUCHUNGEN

ZUR PFLICHT MACHEN

I M P R E S S U M

HERAUSGEBER UND VERLAG
CDU-Landesverband Berlin, 

Wallstraße 14 A, 10179 Berlin
Tel.: 030 - 32 69 04-0 • Fax: 030 - 32 69 04 -44

REDAKTIONS LEITUNG:
Frank Henkel

CHEFREDAKTEUR : 
Dirk Reitze 

BILDNACHWEIS
von oben links nach unten rechts:

S.1: iStock Murat Giray, Reitze, iStock kkgas;
S. 2: Reitze; S. 3: 2xReitze; Lüders;

S. 4: alle Reitze; einmal privat; S. 5:  Reitze, 
iStock Murat Giray; S. 6: Luther ; S. 7: Reitze, 

iStock dan talson;S. 8: Thiedemann; 
S. 9: iStock kkgas, Reitze; S. 10: alle Reitze; 
S. 11: alle Luther; S. 13: Reitze, 4 x privat; 
S. 14: 2 x Reitze, 3 x privat; S. 15: Reitze

Für nicht angeforderte Manuskripte wird 
keine Haftung übernommen.  Namentlich 

gekennzeichnete Beiträge  geben nicht unbedingt 
die Meinung der Redaktion wieder.

Emine Demirbüken-Wegner spricht auf dem 
Bundesparteitag zum Thema Familien-Check
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Warum soll Tempelhof so eilig geschlossen 
werden? Historiker Prof. Wilke antwortet 
den Fragen der Berliner Rundschau.

?

!

?

!

?

!

SPD-GESCHENK
FÜR DEN LINKEN KOALITIONSPARTNER

Prof. Manfred Wilke (66) war bis 
2006 Leiter des Forschungsver-

bundes SED-Staat an der FU-Berlin 
und ist stellvertretender Landes-

vorsitzender der CDU Berlin.
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MERCEDES UND DER
CANDY-BOMBER-PILOT

Manch wahre Geschichte klingt so unglaub-
lich, dass sie nur wahr sein kann, denn die 
Phantasie für deren Erfindung wäre schlicht-
weg überfordert.
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eingeladen. Die Schirmherrschaft hat wieder der CDU Landes-

vorsitzende, Ingo Schmitt, übernommen und es moderiert der 

CDU–Generalsekretär Frank Henkel. 

Im Preis von € 40,00 inbegriffen sind etliche Überraschungen, 

Tanzvorführungen, ein tolles Büfett, eine kleine Tombola usw. 

Es spielt das Berlin-Starlight-Orchestra.

Rufen Sie an unter Tel. 030-32690430 oder 

aber auch 0172-9387934 (Herr Zimmermann) 

bzw. überweisen Sie den fälligen Karten- 

preis bis zum 11.02.2008 an Köller und Stolle, 

Kto.Nr.: 425 47 10, 

BLZ 100 700 00 Deutsche Bank. 

Unter Verwendungszweck vermerken Sie

 bitte PolAK Ball 08, Name und Anschrift 

des Einzahlers bitte unbedingt mit anführen. 

Sie erhalten dann umgehend die Karten.

Polizeiarbeitskreis CDU-Berlin

BALL
Zu Gast in Ungarn...

am 15. März 2008
im Ballsaal des Best Western 
Hotel Steglitz International
Albrechtstr. 2 in 12165 Berlin

Mitglieder, Freunde und alle, die gerne tanzen, sind 

recht herzlich zum 29. Ball

DIE CDU IN DEN BERLINER BEZIRKEN

GESCHÄFTSSTELLEN UND BÜRGERBÜROS

Charlottenburg-Wilmersdorf

Neujahrsempfang, So, 20.01.08

Friedrichshain-Kreuzberg

Neujahrsempfang, Fr, 18.01.08

Tempelhof-Schöneberg

Neujahrsempfang, Fr, 25.01.08

Neukölln

Neujahrsempfang, So, 06.01.08

Reinickendorf

Neujahrsempfang, So, 20.01.08

Spandau

Neujahrsempfang, Mi, 16.01.08

Mitte

Neujahrsempfang, Sa, 12.01.08

Steglitz-Zehlendorf

Neujahrsempfang,  So, 13.01.08

Lichtenberg

Neujahrsempfang, Fr, 01.02.08

CDA

Neujahrsempfang, Fr, 04.01.08

Frauen Union

Neujahrsempfang, Sa, 19.01.08

Hinweis: Da z.T. Anmeldungen erforderlich sind, bit-

te die genauen Daten der Neujahrsempfänge bei den 

jeweiligen Kreisgeschäftsstellen erfragen

NEUJAHRSEMPFÄNGE DER KREISVERBÄNDE
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Ingo
Schmitt

VERTRAG VON

LISSABON UNTER-

ZEICHNET

Monika Grütters

„NATIONALES

KULTURBUCH“

Karl-
Georg Wellmann

Peter Rzepka

Kai Wegner

IMMER AM BÜRGER,

IMMER UNTERWEGS

TROTZ SCHIKANEN

VOLKSBEGEHREN

AUF ERFOLGSKURS

KINDERSCHUTZ GEHT 

UNS ALLE AN

AUS DEM BUNDESTAG
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SICHERHEIT BIS ZUM 
HINDUKUSCH?

CDU KÜMMERT SICH UM 
MCDONALDS

POLITIK UND LITERATUR

SCHÜLER SAMMELTEN
FÜR BEDÜRFTIGE

UHW: SOZIAL ENGA-
GIERT IN NEUKÖLLN

UNION VOR ORT
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DAS RUNDSCHAU-RÄTSEL
Die Quadriga auf dem Bran-
denburger Tor. Sie ist wohl 
das deutscheste aller Wahr-
zeichen der Stadt und des 
Landes. Seit 1793 thront sie 
auf dem zwei Jahre zuvor fer-
tiggestellten Stadttor, dem 
letzten heute noch erhal-
tenen.

Doch augenscheinlich ging 
einiges schief bei der letzten 
Renovierung des Vierspan-
ners und seines Standortes. 
Finden Sie die 5 Unterschiede 
in den Bildern und gewinnen 
einen Freiflug mit dem Rosi-
nenbomber ab Tempelhof für 
zwei Personen.

Einfach im unteren Bild die 
Änderungen einzeichnen, 
das Bild ausschneiden und 
auf eine Postkarte kleben 
und bis zum 18. Januar an die 
CDU-Landesgeschäftsstelle 
(Wallstraße 14 A, 1017 Ber-
lin) senden oder abgeben. 
Der Rechtsweg ist wie immer 
ausgeschlossen. Wir werden 
den Gewinner benachrichti-
gen und in der nächsten Aus-
gabe veröffentlichen.
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